
Dass der Minister die politische Verantwortung für die-
sen Fall übernehmen wird, darauf können wir noch 
lange warten. Ministerin Scharf hat versucht, diesen 
Skandal auszusitzen. Dabei war sie natürlich auch auf 
die Informationen aus dem Ministerium und dem LGL 
angewiesen. Die waren nicht immer richtig. Nach den 
ersten Falschinformationen hätte sie die Reißleine 
ziehen müssen. Jetzt kommt der Herr Zapf ins Spiel. 
Das hat sie nicht getan.

Immerhin können wir doch feststellen, dass einiges 
mittlerweile verbessert worden ist. Das wäre nicht der 
Fall, wenn die Opposition nicht so hartnäckig gewe-
sen wäre. Auf eine umfassende Reform der Lebens-
mittelkontrolle müssen wir aber wohl noch weiter war-
ten. Es bleibt weiter spannend.

Zum Schluss danke ich allen Kolleginnen und Kolle-
gen für die konstruktive Zusammenarbeit. Ich danke 
vor allem den Damen und Herren des Landtagsamts 
und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Frak-
tionen und der Ministerien, die mit uns viele Stunden 
verbracht haben. Ich glaube, es war trotz mancher in-
haltlicher Differenz eine gute Zusammenarbeit. Vielen 
Dank dafür.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin. – Zu einer Zwischenbemerkung: Herr Kollege 
von Brunn.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrte Frau Kolle-
gin, nur eine Frage, die Sie vielleicht beantworten 
können, weil es um eine Parteifreundin von Ihnen 
geht. Wir haben schon öfter gehört, dass Bayern 
quasi ein Alleinstellungsmerkmal hätte, weil hier nicht 
nur nach Salmonellen im Ei, sondern auch nach Sal-
monellen auf der Eischale gesucht werde. Das würde 
in anderen Bundesländern nicht passieren. So habe 
ich auch die Vorsitzende des Untersuchungsaus-
schusses verstanden. Tatsächlich wird zum Beispiel 
auch in Niedersachsen nach Salmonellen auf Eischa-
len gesucht. Ich will Sie jetzt fragen, ob Sie uns zu 
Hessen noch etwas sagen können. Wir haben selbst 
auch nachgefragt.

Meine Kollegin Angelika Löber, die verbraucherpoliti-
sche Sprecherin der SPD in Hessen, hat schon im 
Juli 2015 die dortige Verbraucherschutzministerin 
Priska Hinz von den GRÜNEN befragt, und die hat 
geantwortet: In Hessen untersucht das Hessische 
Landeslabor alle Proben, die von den zuständigen Le-
bensmittelüberwachungsbehörden eingereicht wer-
den. Wird dabei eine Kontamination mit Species Sal-
monella auf der Eischale festgestellt, erhalten die 
Kommunalbehörden umgehend eine Mitteilung; denn 
Eier, deren Schalen mit Salmonellen kontaminiert 

sind, gelten nicht als sichere Lebensmittel. Sie gelten, 
verkürzt, als gesundheitsschädlich. Können Sie bestä-
tigen, dass es auch in anderen Ländern so gehand-
habt wird, in denen die GRÜNEN den Verbraucher-
schutzminister stellen?

Rosi Steinberger (GRÜNE): Sehr geehrter Herr von 
Brunn, das kann ich natürlich sehr gern bestätigen. 
Ich wollte noch einmal das richtigstellen, was Sie, 
Frau Wittmann, vorher gesagt haben. Sie haben ge-
sagt, Bayern sei das einzige Land, das Eier mit Sal-
monellen auf der Eischale als nicht sicher feststellt. 
Ich weiß, dass Bayern versucht, alle Bundesländer 
dazu zu überreden, das alles genauso zu sehen. In 
grün oder rot-grün regierten Ländern oder in Ländern, 
in denen die GRÜNEN den Verbraucherschutzminis-
ter stellen, handhaben wir es meines Wissens überall 
so. Es ist auch gut, dass Bayern es so handhabt. 
Dann müssen aber auch die richtigen Konsequenzen 
daraus gezogen werden. Wenn unsichere Lebensmit-
tel im Handel sind, müssen sie aus dem Verkehr ge-
zogen werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin. Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Damit ist die Aussprache geschlossen, und damit ist 
auch der Tagesordnungspunkt 12 erledigt. 

Bevor ich in der Tagesordnung weiterfahre, darf ich 
Herrn Kollegen Dorow sehr herzlich zum Geburtstag 
gratulieren. Herzlichen Glückwunsch, Herr Kollege!

(Allgemeiner Beifall)

So geht es; wenn wir so lange Sitzungen haben, kön-
nen wir gleich gratulieren. Alles Gute und Gesundheit 
für Sie.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Christine Kamm u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Rechtsberatung und -vertretung für Asyl- und 
Schutzsuchende verbessern (Drs. 17/20368) 

Hier wurde auf die Aussprache verzichtet. Die Fraktio-
nen haben sich hierauf verständigt. Es wurde aber 
eine namentliche Abstimmung beantragt. Die Urnen 
stehen bereit. Der federführende Ausschuss für Ver-
fassung, Recht und Parlamentsfragen empfiehlt die 
Ablehnung des Antrags. Ich eröffne die Abstimmung. 
Fünf Minuten bitte!

(Namentliche Abstimmung von 00.15 bis 
00.20 Uhr)
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